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Stadt Ulm BM1       Freitag, 11. Juli 2008 
 
 
 
 
Anlass 
 
Die Grüne Fraktion beantragt mit Schreiben vom 08.07.2008 zu verschiedenen Themen 
eine Erhöhung mehrer Fachbereichsbudgets (dauerhafte Sonderfaktoren) für das 
Haushaltsjahr 2009. 
 
Bisher betragen die Eckdaten 141,4 Mio. € (Vergleiche Anlage 2 zu GD 203/08). 
 
Dieser erhöhte Zuschussbedarf soll durch eine Erhöhung des Hebesatzes der 
Gewerbesteuer finanziert werden. Die Verwaltung wird gebeten, zu ermitteln, in 
welcher Höhe der Gewerbesteuerhebesatz angepasst werden muss.  
 
Finanzbedarf der Anträge 
 
Personalerhöhung in den Kindertagesstätten 
 

Erhöhung des Standards Personalschlüssel von 1,7 Fachkräften pro Gruppe bei 33 
Stunden pro Woche auf 2,0 Fachkräften pro Gruppe bei 30 Stunden pro Woche. 
 
Fachbereichsbudget Bildung und Soziales 
 
Finanzbedarf  für 12 Monate   
(Basis derzeitige Kindergartenbedarfsplanung)   
 
Auf der Grundlage der bisherigen Gruppenanzahl    ca.    3.600 T € 
Zuzüglich der zusätzlichen U3 Gruppen    1.100 T € 
 
Summe        4.700 T € 
 

Energieeinsparung 
 

Erhöhung des Budgets um 1 Mio. € zur Finanzierung von 
Energieeinsparmaßnahmen im Verwaltungshaushalt (Personalkosten, 
Gebäudeunterhalt) und insgesamt 3 zusätzliche Stellen im Zusammenhang mit 
Planung, Abwicklung und Evaluation.  
 
Fachbereichsbudget Stadtentwicklung Bau und Umwelt / Gebäudeunterhalt 
 
Finanzbedarf 2009       1.000 T € 
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Benennung einer/s Genderbeauftragten 
 

Benennung einer/s Genderbeauftragten als Querschnittsaufgabe mit dem 
Auftrag, Bildungsprozesse zu begleiten. Des weiteren die Darstellung als Produkt 
im Haushalt. Damit verbunden sind Fortbildungen und Projekte in der 
Stadtverwaltung. 

 
Die Benennung der zuständigen Einheit gemäß § 23 Chancengleichheitsgesetz ist 
durch den Oberbürgermeister bereits in 2006 erfolgt. Für Ulm wurde das 
Frauenbüro benannt. Dies geschah ohne Stellenerhöhung.  
 
Würde die Stadt einen Genderbeauftragten wie beschrieben einrichten und ein 
umfängliches Fortbildungsprogramm und entsprechende Projekte umsetzen, geht 
die Verwaltung davon aus, dass dies nur mit zusätzlichen Personal- und 
Sachkosten leistbar ist.  
  
Der Finanzbedarf kann nur überschlägig geschätzt werden (50 % Stelle zuzüglich 
Sachkosten) 
 
Fachbereichsbudget Zentrale Steuerung 
 
Finanzbedarf 2009   überschlägig   90 T €  
 

 
SchulsozialarbeiterInnen 
 

In einer ersten Stufe Schaffung von 5 Stellen für Schulsozialarbeit an allen 
4 Realschulen und am Anna-Essinger-Gymnasium. 
 
Fachbereichsbudget Bildung und Soziales 
 
Finanzbedarf 2009   ca.    350 T € 
 

Regionale Bildungsplanung und einE BildungsbeauftragteR 
 

Erstellung einer Konzeption mit Finanzbedarf für ein Bildungsbüro in 
Zusammenarbeit mit der Region. Vorlage eines Vorschlags für die Stelle eines 
Bildungsbeauftragten inklusive dessen Finanzierung. 
 
Fachbereichsbudget Bildung und Soziales 
 
Kein unmittelbarer Finanzbedarf 2009 
 
nachrichtlich: Die beschriebene Qualifikation und die Anforderungen entsprechen 
einer Stelle mit der Eingruppierung E 13. Hierfür fallen Personal und Sachkosten 
in Höhe von ca. 100 T € pro Jahr an. 
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Finanzierung: 
 
Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes von derzeit 360 v.H.  
(Landesdurchschnitt 394 v.H.) 
 

Die Erhöhung des Hebesatzes in Höhe von 10 Punkte entspricht einer 
Nettoverbesserung von 2.000 T € bei einem angenommenen Aufkommen im 
Jahr 2009 von 72 Mio. €. 
 
Überschlägig kann davon ausgegangen werden, dass eine Erhöhung sich wie 
folgt auswirkt: 
 
Erhöhung auf   370 Punkte 2.000 T € 
    380 Punkte 4.000 T € 
    390 Punkte 6.000 T € 
    400 Punkte  8.000 T € 
 
Überschlägig beträgt der Finanzbedarf der vorgenannten  
Anträge (ohne BildungsbeauftragteR)      6,19 Mio. € 
 
Personalerhöhung in den Kindertagesstätten 4,7 Mio. € 
Energieeinsparung 1,0 Mio. € 
Genderbeauftragter 0,09 Mio. € 
SchulsozialarbeiterInnen 0,4 Mio. € 

 
 

Darauf folgt eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes auf  390 Punkte 
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